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1 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag unver-
züglich nach Erhalt des Versicherungsscheines und der
Zahlungsaufforderung sowie nach Ablauf der im Versiche-
rungsschein genannten Widerspruchsfrist von 14 Tagen
zahlt.

2 Beitrag und Versicherungssteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung des ersten oder
eines einmaligen Beitrages

3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag wird - wenn nichts an-
deres vereinbart ist - sofort nach Abschluss des Vertrages
fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Zahlungsauffor-
derung sowie nach Ablauf der im Versicherungsschein ge-
nannten Widerspruchsfrist von 14 Tagen erfolgt.
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als
erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbei-
trags.
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu
dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. Konnte
der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich
nach einer schriftlichen Zahlungsaufforderung des Versi-
cherers erfolgt. Hat der Versicherungsnehmer zu vertre-
ten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung au-
ßerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.

3.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz aus dem end-
gültigen Versicherungsvertrag erst ab diesem Zeitpunkt.
Voraussetzung ist, dass der Versicherer nicht vom Vertrag
zurückgetreten ist.

3.3 Rücktritt

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist.
Es gilt als Rücktritt, wenn der Versicherer den ersten oder
einmaligen Beitrag nicht innerhalb von drei Monaten vom
Fälligkeitsdatum an gerichtlich geltend macht.

4 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung des Folge-
beitrages

4.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitrags-
zeitraums fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt.
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu
dem im Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag

eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. Konnte
der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich
nach einer schriftlichen Zahlungsaufforderung des Versi-
cherers erfolgt. Hat der Versicherungsnehmer zu vertre-
ten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden
kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung au-
ßerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.

4.2 Verzug

Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten
hat.
Der Versicherer wird ihn schriftlich zur Zahlung auffordern
und eine Zahlungsfrist von zwei Wochen setzen.
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

4.3 Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab die-
sem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz.

4.4 Kündigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versi-
cherer den Vertrag kündigen.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die nach Ablauf der Zahlungsfrist und vor der
Zahlung entstehen, besteht kein Versicherungsschutz.

5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart,
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Ver-
zug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages gebührt dem
Versicherer, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, die
Prämie bis zur Beendigung der laufenden Versicherungs-
periode.

7 Dauer und Ende des Vertrages

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene
Zeit abgeschlossen.
Bei einer Vertragsdauer von einem Jahr verlängert sich
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.
Das gilt auch, wenn die Vertragsdauer zunächst nur des-
halb weniger als ein Jahr beträgt, weil als Beginn der
nächsten Versicherungsperiode ein Datum bestimmt ist,
das vor dem Ablauf eines Jahres liegt.
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum
vorgesehenen Zeitpunkt.

8 Wegfall des versicherten Interesses

Der Vertrag endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versiche-
rer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse
nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In die-
sem Fall steht ihm der Beitrag zu, den er hätte erheben
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können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt
der Kenntniserlangung beantragt worden wäre.

9 Kündigung nach Versicherungsfall

Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer gegenüber seine Ver-
pflichtung zur Leistung der Entschädigung anerkannt oder
die Leistung der fälligen Entschädigung verweigert, so ist
jeder Teil berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kün-
digen. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherer dem Versi-
cherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch
des Dritten zum Rechtsstreit kommen zu lassen. Die Kün-
digung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat
nach Anerkennung der Entschädigungspflicht, der Verwei-
gerung der Entschädigung, der Rechtskraft des im Rechts-
streit mit dem Dritten ergangenen Urteils oder einer son-
stigen prozessbeendenden Handlung (z.B. Klagerück-
nahme, Vergleich etc.) zugegangen sein.
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch
zum Ende des laufenden Versicherungsjahres wirksam
wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
Wird der Vertrag durch den Versicherer gekündigt, hat er
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. Wird der Vertrag durch den
Versicherungsnehmer gekündigt, steht dem Versicherer
jedoch der Beitrag für das laufende Versicherungsjahr oder
die vereinbarte kürzere Vertragsdauer zu.

10 Kündigung nach Veräußerung des versicherten Unter-
nehmens

10.1 Wird das versicherte Unternehmen an einen Dritten
veräußert, tritt dieser anstelle des Versicherungsnehmers
in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Ver-
sicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflich-
ten ein.
Das gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird.

10.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer
Frist von einem Monat,

- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versi-
cherungsperiode

gekündigt werden.

10.3 Das Kündigungsrecht erlischt

- wenn der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang
auf den Dritten Kenntnis erlangt;

- wenn der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis
erlangt.

10.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer
laufenden Versicherungsperiode, haften der bisherige
Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versiche-
rungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.

10.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versi-
cherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder
den Dritten unverzüglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen,
es sei denn, diese Rechtsfolge steht außer Verhältnis zur
Schwere des Verstoßes.
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzei-
gepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräuße-
rung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige
hätte zugehen müssen.
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der
Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht
keinen Gebrauch gemacht hat.

11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers

11.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über
gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer oder sein Bevollmächtigter sind
verpflichtet, dem Versicherer bei Abschluss des Vertrages
alle ihm bekannten gefahrerheblichen Umstände schrift-
lich, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen, insbe-
sondere die im Versicherungsantrag gestellten Fragen
ebenso zu beantworten. Gefahrerheblich sind die Umstän-
de, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers
Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem
vereinbarten Inhalt abzuschließen. Ein Umstand, nach dem
der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt
im Zweifel als gefahrerheblich.
Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten des Versi-
cherungsnehmers oder von einem Vertreter ohne Vertre-
tungsvollmacht geschlossen und kennt dieser den gefahr-
erheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer
so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis
gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

11.2 Rücktritt

11.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom
Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann,
wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde,
weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der
Wahrheit arglistig entzogen hat.
Der Rückritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherer
von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.
Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer.
11.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn er die nicht
angezeigten gefahrerheblichen Umstände oder deren un-
richtige Anzeige kannte.
Dasselbe gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder
von ihm noch von seinem Bevollmächtigten schuldhaft ge-
macht wurden.
Hatte der Versicherungsnehmer die gefahrerheblichen
Umstände anhand schriftlicher vom Versicherer gestellter
Fragen anzuzeigen, kann der Versicherer wegen einer un-
terbliebenen Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht
ausdrücklich gefragt worden ist, nur zurücktreten, wenn
dieser Umstand entweder vom Versicherungsnehmer oder
von dessen Bevollmächtigtem arglistig verschwiegen wur-
de.
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11.2.3 Folgen des Rücktritts

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Ist
der Versicherungsfall bereits eingetreten, darf der Versi-
cherer den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig
oder unrichtig angezeigte Umstand weder auf den Eintritt
des Versicherungsfalles noch auf den Umfang der Leistung
Einfluss gehabt hat.
Im Fall des Rücktritts sind Versicherer und Versicherungs-
nehmer verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren; eine Geldsumme ist vom Zeitpunkt des Emp-
fanges an zu verzinsen. Der Versicherer behält aber seinen
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der im Zeitpunkt
des Rücktritts abgelaufenen Vertragszeit entspricht.
11.2.4 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen,
weil eine Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers ohne
Verschulden verletzt wurde, hat der Versicherer, falls für
die höhere Gefahr ein höherer Beitrag angemessen ist, auf
diesen Beitrag ab Beginn der laufenden Versicherungs-
periode Anspruch. Das Gleiche gilt, wenn bei Abschluss
des Vertrages ein für die Übernahme der Gefahr erheb-
licher Umstand dem Versicherer nicht angezeigt worden
ist, weil er dem Versicherungsnehmer nicht bekannt war.
Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb
des Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen
einen höheren Beitrag nicht übernommen, kann der Versi-
cherer den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist von einem Monat, nachdem der Versiche-
rer von der Anzeigepflichtverletzung Kenntnis erlangt hat,
kündigen. Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
Das Recht auf Beitragserhöhung oder Kündigung erlischt,
wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt
an geltend gemacht wird, in dem der Versicherer von der
Verletzung der Anzeigepflicht oder von dem nicht ange-
zeigten Umstand Kenntnis erlangt.
11.2.5 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt un-
berührt.

12 Teilkündigung, Teilrücktritt und teilweise Leistungs-
freiheit

12.1 Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versi-
cherer im Falle der Verletzung vorvertraglicher Anzeige-
pflichten zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt ist,
nur im Hinblick auf einen Teil der Gegenstände oder Per-
sonen erfüllt, die durch einen Vertrag versichert sind, be-
steht ein Kündigungs- oder Rücktrittsrecht auch für den
übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn anzunehmen ist, dass der
Versicherer für diesen Teil allein den Vertrag unter den
gleichen Bestimmungen nicht geschlossen hätte.

12.2 Kündigt der Versicherer den Vertrag teilweise oder
tritt er von ihm teilweise zurück, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag für den übrigen Teil mit Wirkung spä-
testens zum Ende der Versicherungsperiode, in der die
Teilkündigung oder der Teilrücktritt des Versicherers wirk-
sam wird, kündigen.

13 Beitragsberechnungsgrundlage, Beitragsregulierung

13.1 Der Jahresbeitrag wird nach dem Jahresumsatz (ohne
Umsatzsteuer) des versicherten Betriebes bemessen.

13.2 Hierzu hat der Versicherungsnehmer bei Antragstel-
lung den nach seinen Geschäftsbüchern im abgelaufenen
Geschäftsjahr erzielten Umsatz oder den im ersten Ge-
schäftsjahr erwarteten Umsatz zu melden. Das Versiche-
rungsjahr muss dabei dem Geschäftsjahr entsprechen.

13.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt
einer Aufforderung des Versicherers, welche auch durch
einen der Beitragsrechnung aufgedruckten Hinweis erfol-
gen kann, Mitteilung darüber zu machen, ob und welche
Änderung in dem versicherten Risiko und im Jahresumsatz
gegenüber den zum Zwecke der Beitragsbemessung ge-
machten Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist inner-
halb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu ma-
chen. Auf Erfordern des Versicherers sind die Angaben
durch die Geschäftsbücher oder sonstige Belege nachzu-
weisen. Unrichtige Angaben zum Nachteil des Versicherers
berechtigen diesen, eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe
des festgestellten Beitragsunterschieds vom Versiche-
rungsnehmer zu erheben, sofern letzterer nicht beweist,
dass die unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu vertre-
tendes Verschulden gemacht worden sind.

13.4 Aufgrund der Änderungsanzeige oder sonstiger Fest-
stellungen wird der Beitrag entsprechend dem Zeitpunkt
der Veränderung richtiggestellt. Er darf jedoch nicht ge-
ringer werden als der Mindestbeitrag, der nach dem Tarif
des Versicherers z. Zt. des Versicherungsabschlusses galt.
Beim Fortfall eines Risikos wird der etwaige Minderbeitrag
vom Eingang der Anzeige ab berechnet.

13.5 Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige
Anzeige rechtzeitig zu erstatten, so kann der Versicherer
für die Zeit, für welche die Angaben zu machen waren, an
Stelle der Beitragsregulierung (Ziff. 13.3) als nachzuzah-
lenden Beitrag einen Betrag in Höhe des für diese Zeit be-
reits gezahlten Beitrags verlangen. Werden die Angaben
nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate nach
Empfang der Aufforderung zur Nachzahlung gemacht, so ist
der Versicherer verpflichtet, den etwa zuviel gezahlten
Betrag vom Beitrag zurückzuerstatten.

13.6 Zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres, spätes-
tens innerhalb von 6 Monaten, wird die Schadenbelastung
des Vertrages für die abgelaufene Versicherungszeit,
längstens für die letzten 5 Jahre, ermittelt.
Die Schadenbelastung ist das Verhältnis der für den Beob-
achtungszeitraum gezahlten zuzüglich den reservierten
bekannten Schäden zu den für den gleichen Zeitraum in-
gesamt geschuldeten Beiträgen ohne Versicherungssteu-
er. Übersteigt die Schadenbelastung 70 % des Beitrags,
kann für das Folgejahr ein Zuschlag zum Beitrag nach fol-
gender Staffel verlangt werden:
bis 100 % 50 % Zuschlag
bis 150 % 120 % Zuschlag
bis 200 % 200 % Zuschlag.
Übersteigt die Schadenbelastung 200 %, können weitere
Sanierungsmaßnahmen verlangt werden. Kommt hierüber
innerhalb einer Frist von 2 Monaten ab Zugang des Sanie-
rungsverlangens keine Einigung zustande, kann der Ver-
trag mit einer Frist von 2 Wochen gekündigt werden.

13.7 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf
Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für mehrere
Jahre Anwendung.

13.8 Der Versicherer ist berechtigt, die Prämienanmeldung
durch Einsichtnahme in die entsprechenden Geschäfts-
unterlagen des Versicherungsnehmers zu überprüfen. Er
ist verpflichtet, über die erlangten Kenntnisse Stillschwei-
gen gegenüber Dritten zu bewahren.

14 Doppelversicherung

14.1 Voraussetzung

Eine Doppelversicherung liegt vor, wenn ein Interesse ge-
gen dieselbe Gefahr in mehreren Versicherungsverträgen
versichert ist und entweder die Versicherungssummen zu-
sammen den Versicherungswert übersteigen oder aus an-
deren Gründen die Summe der Entschädigungen, die auf-
grund jedes einzelnen Vertrages ohne bestehende andere

H 5026 (0/06) 04.03, Seite 6



Versicherungen zu zahlen wäre, den Gesamtschaden
übersteigt.

14.2 Aufhebung und Anpassung des Vertrages

Wenn die Doppelversicherung zustande gekommen ist,
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages
schriftlich verlangen. Er kann auch verlangen, dass die
Versicherungssumme auf den Betrag herabgesetzt wird,
der durch die früher geschlossene Versicherung nicht ge-
deckt ist; in diesem Fall ist der Beitrag entsprechend zu
mindern.

14.3 Ausübung der Rechte

Das Recht auf Aufhebung oder Herabsetzung erlischt,
wenn der Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich gel-
tend macht, nachdem er von der Doppelversicherung
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung oder Herabsetzung
wird mit dem Ablauf der Versicherungsperiode wirksam, in
der sie verlangt wird.

15 Klagefrist

15.1 Hat der Versicherer den Versicherungsschutz dem
Grunde und der Höhe nach abgelehnt, so ist der Anspruch
zur Vermeidung seines Verlustes innerhalb von 6 Monaten
vom Versicherungsnehmer gerichtlich geltend zu machen.

15.2 Die Frist beginnt mit dem Zugang der schriftlichen
Ablehnung des Versicherers. Die Rechtsfolgen der Frist-
versäumnis treten nur ein, wenn der Versicherer dabei auf
die Notwendigkeit der fristgerechten gerichtlichen Gel-
tendmachung hingewiesen hat.

16 Verjährung

16.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in 2 Jahren. Die Frist beginnt mit dem Schluss des
Jahres, in dem die Leistung verlangt werden kann.

16.2 Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem
Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeitraum von
der Anmeldung bis zum Zugang der schriftlichen Entschei-
dung des Versicherers bei der Fristberechnung nicht mit.

17 Zuständiges Gericht

17.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Hat ein Ver-
sicherungsagent am Zustandekommen des Vertrages mit-
gewirkt, ist auch das Gericht des Ortes zuständig, an dem
der Versicherungsagent zur Zeit der Vermittlung oder des
Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder - bei
Fehlen einer gewerblichen Niederlassung - seinen Wohn-
sitz hatte.

17.2 Klagen des Versicherers gegen den Versicherungs-
nehmer können bei dem für den Wohnsitz des Versiche-
rungsnehmers zuständigen Gericht erhoben werden. So-
weit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versi-
cherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche
auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Ge-
werbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

18 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

19 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

19.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und
Erklärungen sind schriftlich abzugeben. Sie sollen an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zu-
ständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

19.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine

Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, in
dem sie ohne die Anschriftenänderung bei regelmäßiger
Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein
würde.

19.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für
seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-
mungen der Ziff. 2 entsprechende Anwendung.

19.4 Die vorstehenden Vorschriften über Anzeigen, Wil-
lenserklärungen und Anschriftenänderungen finden keine
Anwendung auf die Anzeige von Schäden. Hier gelten
stattdessen die in den Besonderen Bedingungen hierzu
enthaltenen Bestimmungen.

20 Bedingungsanpassungsklausel

20.1 Der Versicherer ist berechtigt, bei

- Änderung bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechts-
vorschriften, die sich unmittelbar auf einzelne Bestim-
mungen des Versicherungsvertrages auswirken,

- den Versicherungsvertrag betreffenden Änderungen der
höchstrichterlichen Rechtsprechung,

- rechtskräftiger Feststellung der Unwirksamkeit einzelner
Bedingungen durch ein Gericht,

- Beanstandung einzelner Bedingungen als mit geltendem
Recht nicht vereinbar durch die Versicherungsaufsichts-
behörde oder Kartellbehörde im Wege eines bestands-
kräftigen Verwaltungsakts oder

- Verstoß einzelner Bedingungen gegen Leitlinien oder
Rundschreiben der Versicherungsaufsichtsbehörde oder
Kartellbehörde

die betroffenen Bedingungen zu ändern, ergänzen oder zu
ersetzen (Anpassung).

20.2 Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedin-
gungen über Gegenstand und Umfang der Versicherung,
Ausschlüsse, Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer
und Kündigung.

20.3 Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die ge-
nannten Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zu-
grunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegen-
leistung in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. In den
Fällen der Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner
Bedingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann
zulässig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Rege-
lungen enthalten, die an die Stelle der unwirksamen oder
beanstandeten Bedingungen treten.

20.4 Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss
zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Ge-
genleistung bei Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht
zum Nachteil des Versicherungsnehmers geändert werden
(Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss nach den
Grundsätzen einer ergänzenden Vertragsauslegung unter
Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen.

20.5 Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben ge-
nannten Voraussetzungen für im wesentlichen inhalts-
gleiche Bedingungen des Versicherers, wenn sich die ge-
richtlichen und behördlichen Entscheidungen gegen Be-
dingungen anderer Versicherer richten.

20.6 Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung
muss von einem unabhängigen Treuhänder überprüft und
bestätigt werden. Die Bestimmungen des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes für die Bestellung eines Treuhänders
gelten entsprechend.
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20.7 Die angepassten Bedingungen werden dem Versi-
cherungsnehmer schriftlich bekannt gegeben und erläu-
tert. Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungs-
nehmer nicht innerhalb von sechs Wochen nach Bekannt-
gabe schriftlich widerspricht. Hierauf wird er bei der Be-
kanntgabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung der
Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs.

20.8 Bei fristgemäßem Widerspruch tritt die Anpassung
nicht in Kraft. Der Versicherer kann innerhalb von 4 Wo-
chen nach Zugang des Widerspruchs den Versicherungs-
vertrag mit einer Frist von 8 Wochen zum Ende eines jeden
Monats kündigen, wenn für ihn das Festhalten an dem
Vertrag ohne die Anpassung unzumutbar ist.
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A Beschreibung des Versicherungsinhaltes
Der Versicherungsumfang in der Verkehrshaftungsversi-
cherung richtet sich nach den folgenden

- Grundsätzen der Verkehrshaftungsversicherung (1),

- Näheren Bestimmungen zum Versicherungsumfang (2)
und

- Ausschlüssen (3).

1 Die Grundsätze zur Verkehrshaftungsversicherung

1.1 Versicherungsschutz für die gesetzlichen Ansprüche

Die Verkehrshaftungsversicherung bietet Versicherungs-
schutz für die gesetzliche Haftung des Versicherungs-
nehmers aus Verkehrsverträgen (Fracht, Speditions- und
Lagerverträge) ausschließlich gemäß dem im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen beschriebenen Um-
fang und Risiko
1.1.1 nach deutschen nationalen Vorschriften des HGB

1.1.1.1 als Frachtführer

- aus Schäden, die durch Verlust oder Beschädigung des
Gutes in der Zeit von der Übernahme zur Beförderung bis
zur Ablieferung entstehen, zuzüglich der Kosten für die
Feststellung des Schadens, der Fracht, öffentlicher Ab-
gaben und sonstiger Kosten aus Anlass der Beförderung;

- aus Schäden, die durch Überschreiten der Lieferfrist ent-
stehen;

- aus Schäden, die durch Verlust oder Beschädigung der
ihm übergebenen Begleitpapiere oder deren unrichtige
Verwendung verursacht werden;

- aus Schäden, die dadurch entstehen, dass er eine nach-
trägliche Weisung ausführt, ohne sich die Absenderaus-
fertigung des Frachtbriefes vorlegen zu lasssen;

- aus Schäden, die durch Ablieferung des Gutes ohne Ein-
ziehung der Nachnahme entstehen;

- aus sonstigen Vermögensschäden, die nicht durch Verlust
oder Beschädigung des Gutes oder durch Überschreitung
der Lieferfrist entstehen, wenn die Haftung wegen Ver-
letzung einer mit der Ausführung der Beförderung des
Gutes zusammenhängenden vertraglichen Pflicht be-
steht;

- aus Schäden beim rechtmäßigen Besitzer des Lade-
scheins, die daraus entstehen, dass der Frachtführer das
Gut abliefert oder einer Weisung wegen Rückgabe oder
Ablieferung Folge leistet, ohne sich den Ladeschein zu-
rückgeben zu lassen;
Der vorgenannte Versicherungsschutz gilt auch, wenn der
Frachtvertrag die Beförderung von Umzugsgut oder die
Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln
zum Gegenstand hat;

1.1.1.2 als Spediteur

- aus Schäden, die durch Verlust oder Beschädigung des in
seiner Obhut befindlichen Gutes entstehen;

- aus Schäden, die nicht durch Verlust oder Beschädigung
des in seiner Obhut befindlichen Gutes entstehen, wenn
er die ihm aus der Besorgung der Versendung oder der
Ausführung sonstiger vereinbarter auf die Beförderung
bezogener Leistungen obliegenden gesetzlichen Pflichten
verletzt hat;

Soweit eine gesetzliche Haftung nach den Vorschriften
über Frachtführer besteht (Selbsteintritt, Spedition zu fes-
ten Kosten, Beförderung in Sammelladung), gilt der Versi-
cherungsschutz für Frachtführer (Ziffer 1.1.1.1);

1.1.1.3 als Lagerhalter

- aus Schäden, die durch Verlust oder Beschädigung des
Gutes in der Zeit von der Übernahme zur Lagerung bis zur
Auslieferung entstehen.

- aus Schäden beim rechtmäßigen Besitzer des Lager-
scheines, die daraus entstehen, dass er das Gut ausge-
liefert hat, ohne sich den Lagerschein zurückgeben zu
lassen oder ohne einen Abschreibungsvermerk einzutra-
gen;

1.1.1.4 aus der Durchführung von Zollabfertigungen

- aufgrund von Abgabenforderungen nach Maßgabe der
Bestimmungen unter Ziffer 2.7 ("Zollversicherung").

1.1.2 nach den internationalen Vorschriften

- des Übereinkommens über den Beförderungsvertrag im
internationalen Straßengüterverkehr (CMR);

- der jeweils nationalen gesetzlichen Bestimmungen für
das Verkehrsgewerbe in den Staaten des Europäischen
Wirtschaftsraumes (EWR) zuzüglich Schweiz und Finn-
land;

- des Übereinkommens über den internationalen Eisen-
bahnverkehr (Anhang B - COTIF, aktuelle Fassung) und
der einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über
die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern
(CIM);

- des Warschauer Abkommens von 1929 (WA) und - soweit
anwendbar - des Haager Protokolls vom 28.05.1955, des
Zusatzabkommens von Guadalajara vom 18.09.1961 oder
anderer maßgeblicher Zusatzeinkommen für den Luft-
verkehr;

- der Haager Regeln und - soweit anwendbar - der Hague
Visby Rules bzw. des Seerechtsänderungsgesetzes vom
25.06.1986, der Hamburg-Regeln sowie anderer maßgeb-
licher internationaler Abkommen oder nationaler gesetz-
licher Bestimmungen für den Seeverkehr.

1.2 Weitere Grundsätze

1.2.1 Eine über die gesetzliche Haftung hinausgehende
Haftung des Versicherungsnehmers auf vertraglicher
Grundlage ist ausschließlich in dem unter Ziffer 2.6 ("Ver-
tragliche Haftungsvereinbarungen") genannten Umfang
versichert.
1.2.2 Das Schadenereignis muss während der Wirksamkeit
dieses Versicherungsvertrages eingetreten sein.
1.2.3 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der
Haftungsfrage, die Abwehr unberechtigter Ansprüche und
den Ersatz berechtigter Ansprüche auf Entschädigung. Be-
rechtigt ist ein Anspruch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung aufgrund einer richterlichen
Entscheidung, eines Anerkenntnisses oder eines Ver-
gleiches zu zahlen hat. Anerkenntnisse und Vergleiche
müssen vom Versicherer geschlossen oder zuvor von ihm
genehmigt worden sein.
1.2.4 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftung
der Leute des Versicherungsnehmers im Umfang der Ver-
sicherung als Versicherungsnehmer, wenn diese in Aus-
führung der versicherten Verkehrsverträge handeln.

1.3 Vorsorgeversicherung

1.3.1 Gegenstand der Versicherung sind auch Verkehrs-
verträge des Versicherungsnehmers als Frachtführer,
Spediteur oder Lagerhalter nach Maßgabe des Versiche-
rungsvertrages über zu diesem Verkehrsgewerbe übli-
cherweise gehörenden Tätigkeiten, wenn der Versiche-
rungsnehmer nach Abschluss des Versicherungsvertrages
diese Tätigkeiten neu aufnimmt (neues Risiko).

H 5026 (0/06) 04.03, Seite 10



1.3.2 Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit dem
Eintritt eines neues Risikos, ohne dass es einer besonderen
Anzeige bedarf. Der Versicherungsnehmer ist aber ver-
pflichtet, binnen eines Monats nach Beginn des neuen Ri-
sikos, dieses dem Versicherer anzuzeigen. Unterlässt der
Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder
kommt innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei
dem Versicherer eine Vereinbarung über die Prämie für
das neue Risiko nicht zustande, so entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend vom Beginn
an. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige des
neuen Risikos erstattet ist, so hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach dem
Abschluss der Versicherung und in einem Zeitpunkt einge-
treten ist, in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war.
1.3.3 Falls im Versicherungsschein und seinen Nachträgen
nichts anderes vereinbart ist, ist der Versicherungsschutz
der Vorsorge auf den Betrag von 200.000 EUR je Schaden-
ereignis begrenzt.

2 Nähere Bestimmungen zum Versicherungsumfang

2.1 Auslandsrisiken

Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen
nichts anderes dokumentiert ist, besteht weltweiter Versi-
cherungsschutz für Verkehrsverträge.
Es besteht jedoch kein Versicherungsschutz für folgende
Bereiche:

- Schadenfälle innerhalb der GUS-Nachfolgestaaten - wenn
nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist;

- Verkehrsverträge über disponierte Lagerungen außer-
halb der BRD.

Für Versicherungsfälle in USA/US-Territorien und Kanada
gilt ergänzend die folgende Sonderregelung:

- Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden als
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und
Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwendung oder
Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls sowie Schadenermittlungskosten, auch
Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen.
Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des
Versicherers entstanden sind.

2.2 Bergungs- und Entsorgungskosten beim Versiche-
rungsnehmer

Ersetzt werden dem Versicherungsnehmer auch notwen-
dige Aufwendungen für die Bergung, Beseitigung und Ent-
sorgung beschädigter Güter bis zu insgesamt 30.000 EUR,
soweit diese Aufwendungen durch einen versicherten Gü-
terschaden verursacht wurden.
Die Versicherung umfasst im gleichen Umfang die Kosten
einer behördlich angeordneten Ersatzvornahme.

2.3 Fehlleitungskosten beim Versicherungsnehmer

Ersetzt werden dem Versicherungsnehmer aufgewendete
Beförderungsmehrkosten aus Anlass einer Fehlleitung der
Güter, wenn sie zur Verhütung eines ersatzpflichtigen
Schadens erforderlich waren, bis zu 50 % des Güterwertes,
höchstens 6.000 EUR je Schadenereignis.

2.4 Große Haverei

Die Versicherung umfasst die Erstattung des Betrages, den
der Versicherungsnehmer zur großen Haverei auf Grund
einer Dispache zu leisten hat, soweit durch die Haverei-
Maßregel ein ansonsten versicherter Schaden abgewendet
wurde.

2.5 Vergabe von Leistungen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftung des Versiche-
rungsnehmers aus der Vergabe von Leistungen an Dritte
(Subunternehmer), soweit diese Leistungen dem versi-
cherten Risiko des Versicherungsnehmers (Ziffer 1.1) ent-
sprechen.
Nicht versichert ist die Haftpflicht der beauftragten Unter-
nehmer selbst bzw. deren Leute.

2.6 Vertragliche Haftungsvereinbarungen

2.6.1 Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen nichts anderes dokumentiert ist, ist die vertragliche
Haftung des Versicherungsnehmers aus Verkehrsverträ-
gen mitversichert, soweit die folgenden allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen gelten:

- Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Güterkraft-
verkehrs- und Logistikunternehmer (VBGL);

- Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen (ADSp);

- Allgemeine Bedingungen der deutschen Möbelspediteure
für Beförderungen von Handelsmöbeln (ABBH);

- Allgemeine Bedingungen der Möbelspediteure für Beför-
derungen von EDV-Anlagen, medizintechnischen Geräten
und ähnlichen transportempfindlichen Gütern (ABB-EDV);

- Allgemeine Lagerbedingungen des Deutschen Möbel-
transportgewerbes (ALB);

- von Verbrauchern verlangte weitergehende Haftung nach
§ 451 g HGB.

2.6.2 Nur soweit ausdrücklich im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen vereinbart, ist die vertragliche Haftung
des Versicherungsnehmers mitversichert, soweit sie auf
nachstehend aufgeführten Risiken beruht:

- Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Versiche-
rungsnehmers;

- Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Auftrag-
gebers;

- Vereinbarungen, die im Einzelnen ausgehandelt wurden,
wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen
zwischen denselben Vertragsparteien getroffen wurden
(Individualvereinbarungen);

- Allgemeine Geschäftsbedingungen der Bundesfachgrup-
pe Schwertransporte und Kranarbeiten (BSK) Leistungs-
typ 2 - Kranarbeit und Transportleistung;

- FIATA Forwarders Certificate of Transport (FCT), Forwar-
der Certificate of Receipt (FCR), Through Bill of Lading
(TBL), FIATA Combined Bill of Lading (FBL) in der von der
FIATA verabschiedeten Form;

- vom Versicherungsnehmer verwendete eigene Doku-
mente/Frachtbriefe, wie House Airway Bill (HAWB).

2.7 Zollversicherung

Mitversichert ist die Haftung des Versicherungsnehmers
aus der Beteiligung an Zollabfertigungen als Anmelder
(Zollbeteiligter, Hauptverpflichteter eines gemeinschaftli-
chen bzw. gemeinsamen Versandverfahrens, Zollanmel-
der, Zollwertanmelder oder dessen Vertreter) oder als
Zoll-, Steuer- oder Haftungsschuldner etc., wenn diese Be-
teiligung im Rahmen der Besorgung oder Durchführung
einer Warenbeförderung durch den Versicherungsnehmer
erfolgt.
Versichert sind ausschließlich Zollaufträge, die von einem
Kaufmann erteilt werden, der in ständiger Geschäftsbezie-
hung mit dem Versicherungsnehmer steht, und wenn vom
Empfänger die schriftliche Bestätigung vorliegt, dass er die
Waren bestellt hat.
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Für die Mitversicherung gelten die folgenden Bestimmun-
gen:

- Erstattet werden Abgabenforderungen europäischer
Zollbehörden gegen den Versicherungsnehmer und ge-
gen Dritte, soweit diesbezüglich eine gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers besteht.

- Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Schäden
im Zusammenhang mit lebenden Tieren, Fleisch und
Fleischwaren, Getreide, Tabakwaren, Alkohol und alko-
holischen Getränken.

- Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 60.000 EUR und die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres 300.000 EUR.

2.8 Logistikleistungen

Soweit ausdrücklich vereinbart, sind sonstige speditions-,
beförderungs- oder lagerspezifische vertragliche Leistun-
gen im Zusammenhang mit einem Verkehrsvertrag versi-
chert, sofern diese Tätigkeiten in Verbindung mit ei-
nem Verkehrsvertrag zu erfüllen sind und soweit sie über
die primäre Vertragspflicht eines Frachtführers, Spediteurs
und Lagerhalters gemäß dem deutschen Handelsgesetz-
buch (HGB) nicht hinausgehen, wie z.B. das Kommissio-
nieren, Etikettieren, Verpacken und Verwiegen von Gütern
(logistische Leistungen).
Produktionsleistungen, werkvertragliche oder sonstige
nicht speditions-, beförderungs- oder lagerspezifische ver-
tragliche Leistungen sind nicht versichert.

3 Ausschlüsse

Soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften (Pflicht-
versicherung) entgegenstehen und soweit im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen nichts anderes ver-
einbart ist, sind vom Versicherungsschutz folgende Risiken
ausgeschlossen:

3.1 Andere Versicherungen

3.1.1 Ansprüche, die durch eine Umwelt-, Produkt-, Kraft-
oder allgemeine Betriebs- oder Privathaftpflichtversiche-
rung des Versicherungsnehmers versichert sind oder übli-
cherweise Gegenstand einer solchen Versicherung sind.
3.1.2 Ansprüche, die durch eine andere Verkehrshaf-
tungsversicherung des Versicherungsnehmers versichert
sind.
3.1.3 Ansprüche, die aus einer vom Versicherungsnehmer
weisungswidrig nicht oder nicht ausreichend eingedeckten
Transportwaren- oder Sachversicherung entstanden sind.

3.2 Auslandsschäden

Ansprüche wegen Schadenereignissen, die im Ausland
vorkommen, soweit nicht unter Ziffer 2.1 ("Auslandsrisi-
ken") ausdrücklich Versicherungsschutz geboten wird.

3.3 Bestimmte Personen

Ansprüche
3.3.1 von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder
beschränkt geschäftsfähiger Personen,
3.3.2 von unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern nicht rechtsfähiger Handelsgesellschaften,
3.3.3 von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen
des privaten oder öffentlichen Rechts sowie nicht rechts-
fähiger Vereine,
3.3.4 von Liquidatoren.

3.4 Carnet TIR-Verfahren

Ansprüche aus der Durchführung von Carnet TIR-Verfah-
ren.

3.5 Gefahrdrohende Umstände

Ansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass der Ver-
sicherungsnehmer besonders gefahrdrohende Umstände,
deren Beseitigung der Versicherer billigerweise verlangen
konnte und verlangt hatte, nicht innerhalb einer angemes-
senen Frist beseitigte. Ein Umstand, welcher zu einem
Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders ge-
fahrdrohend.

3.6 Gegenseitige Ansprüche

Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst gegen mit-
versicherte Personen, Ansprüche von Versicherten unter-
einander sowie Haftpflichtansprüche zwischen mehreren
Versicherungsnehmern desselben Versicherungsver-
trages. Dies gilt auch für Haftpflichtansprüche von Ange-
hörigen dieser Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher
Gemeinschaft leben.

3.7 Geldstrafen und Bußgelder

Ansprüche im Zusammenhang mit Geldstrafen, Verwal-
tungsstrafen, Bußgeldern, Erzwingungs- und Sicherungs-
geldern aus sonstigen Zahlungen mit Buß- oder Strafcha-
rakter und den damit zusammenhängenden Kosten.

3.8 Krieg, Katastrophen u.ä.

Schäden durch Naturkatastrophen (z.B. Erdbeben, Blitz-
schlag, vulkanische Ausbrüche), Krieg, kriegsähnliche Er-
eignisse, Bürgerkrieg, innere Unruhen, Streik, Aussper-
rung, Arbeitsunruhen, Terrorakte, politische Gewalthand-
lungen, Verfügungen von hoher Hand, Wegnahme oder
Beschlagnahme seitens einer staatlich anerkannten Macht.

3.9 Personenschäden

Ansprüche wegen Personenschäden.

3.10 Rechtswidrige Leistungen

Ansprüche im Zusammenhang mit der Durchführung
rechtswidriger Leistungen, z.B. wenn der Verkehrsträger
nicht im Besitz der erforderlichen Erlaubnis ist, oder etwa-
ige Auflagen, Bedingungen oder verkehrsmäßige Be-
schränkungen nicht eingehalten wurden.

3.11 Strahlenschäden

Ansprüche in unmittelbarem oder mittelbarem Zusam-
menhang mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B.
von radioaktiven Substanzen) sowie mit Laseranlagen und
Laserstrahlen.

3.12 Unübliche Lieferfristen

Ansprüche infolge Überschreitung unangemessener Lie-
ferfristen.

3.13 Interessevereinbarungen

Ansprüche aus Interessevereinbarungen (z.B. nach
Art. 26 CMR)

3.14 Zahlungsunfähigkeit, Charterverträge

Ansprüche infolge Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungsver-
zugs des Reeders, Charterers oder Betreibers eines See-
schiffs oder sonstiger finanziellen Auseinandersetzungen
mit diesen Personen.
Ansprüche aus Charter- oder Teilcharterverträgen im Zu-
sammenhang mit der Güterbeförderung mit Schiffen, Ei-
senbahn- oder Luftfahrzeugen.
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3.15 Vorsatz

Ansprüche, die durch den Versicherungsnehmer oder ei-
nen seiner Repräsentanten verursacht wurden durch vor-
sätzliches Tun oder Unterlassen.
Satz 1 gilt für den Versicherungsanspruch des mitversi-
cherten Arbeitnehmers (Ziff. 1.2.4) entsprechend, soweit
der Anspruch direkt gegen diesen geltend gemacht wird.

3.16 Vorschüsse, Erstattungsbeiträge

Ansprüche in unmittelbarem Zusammenhang mit der nicht
zweckentsprechenden Verwendung, Weiterleitung oder
Rückzahlung von Vorschüssen, Erstattungsbeträgen o. ä.

3.17 Wertobjekte

Ansprüche im Zusammenhang mit der Beförderung bzw.
Lagerung von Waren mit außergewöhnlichem und / oder
nur schwer schätzbarem Wert, wie Geld, Edelmetalle,
Schmuck, Uhren, Edelsteine, Kunstgegenstände, Antiqui-
täten, Scheck-, Kreditkarten, gültige Telefonkarten oder
andere Zahlungsmittel, Wertpapiere, Valoren, Dokumente
und Urkunden.

3.18 Besondere Güter

Ansprüche im Zusammenhang mit der Beförderung bzw.
Lagerung von Waren, wie

- Spirituosen,

- Unterhaltungselektronik,

- Telekommunikationsgeräte,

- EDV-Geräte und -Zubehör,

- Tabakwaren,

- Kraftfahrzeuge,

- lebende Tiere und Pflanzen,

es sei denn, diese Güter sind ohne Kenntnis des Versiche-
rungsnehmers Gegenstand einer Sammelladung. In die-
sem Fall ist die Versicherungsleistung auf 5.000 EUR je
Verkehrsvertrag begrenzt.

3.19 Eigenschäden

Ansprüche wegen Nichterfüllung der Leistungspflicht von
Verkehrsverträgen (Erfüllungsschäden), insbesondere An-
sprüche von Verkehrsträgern untereinander (wie z.B.
Frachtausfall, zusätzliche Frachtkosten und sonstige Auf-
wendungen, Standgelder).

B Einzelheiten zur Leistung im Schadenfall
1 Versicherungssumme / Maximierung / Selbstbehalt /

Serienschadenklausel

1.1 Es gilt die im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen ausgewiesene Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall und -ereignis sowie die dort genannte Höchst-
ersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres.
Soweit in versicherten AGB, Versicherungsbestätigungen
u.a. Schreiben vom Versicherungsnehmer andere Höchst-
versicherungssummen genannt werden, sind diese für den
Umfang und Inhalt der Höchstersatzleistung des Versiche-
rers unbeachtlich.

1.2 Bei versicherten Nachnahmefehlern ist die Leistung
des Versicherers auf 12.000 EUR je Schadenereignis be-
grenzt.

1.3 Soweit nichts anderes vereinbart wurde, beträgt die
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers je Schaden-
ereignis 10 % der Versicherungsleistung, mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR.

Davon abweichend beträgt die Selbstbeteiligung des Ver-
sicherungsnehmers bei Inventurdifferenzen bei verfügter
Lagerung je Inventur 25 % der Versicherungsleistung,
mindestens 125 EUR, höchstens 25.000 EUR.

1.4 Mehrere zeitlich zusammenhängende Schadenfälle
aus derselben Ursache gelten als ein Schadenereignis.

1.5 Soweit nach den sonstigen Vertragsbestimmungen für
bestimmte Risiken eine abweichende Höchstersatzleistung
(Sublimit z.B. bei Lagerungen, Zoll, Bergungs- und Fehllei-
tungskosten) oder Selbstbeteiligung vereinbart ist, findet
diese Anwendung.

1.6 Werden durch ein Schadenereignis mehrere geschä-
digt, werden die entstandenen Schäden unabhängig von
der Anzahl der Geschädigten und der Verkehrsverträge
anteilmäßig im Verhältnis ihrer Ansprüche ersetzt, wenn
alle berechtigten Ansprüche die Grenze der Versiche-
rungsleistung übersteigen.

1.7 Die genannten Leistungsgrenzen gelten jeweils auch
für alle Ansprüche auf Versicherungsleistung, insbesonde-
re bei Schadenminderungs-, Schadenfeststellungskosten
sowie etwaigen Aufwendungserstattungen und gericht-
lichen Kostenerstattungsansprüchen des Versicherungs-
nehmers.

2 Zahlung der Versicherungsleistung

Die Versicherungsleistung ist nach Einreichung aller erfor-
derlichen Unterlagen und Feststellung der Ersatzpflicht zu
zahlen. Vorauszahlungen können nicht verlangt werden.
Ein gegen den Versicherungsnehmer ergangenes rechts-
kräftiges Urteil hat der Versicherer bei der Feststellung der
Entschädigung und der Kosten des Verfahrens sowohl dem
Grunde als auch der Höhe nach gegen sich gelten zu las-
sen, soweit ihm die Prozessführung rechtzeitig überlassen
war.
Der Versicherer ist berechtigt, die Entschädigung mit be-
freiender Wirkung an den Versicherungsnehmer zu zahlen,
wenn nicht der Anspruchsberechtigte die direkte Auszah-
lung an sich gegenüber dem Versicherer verlangt hat.
Der Versicherungsanspruch des Versicherungsnehmers
und der allgemeine Schutz des Geschädigten bleiben ge-
mäß §§ 156, 157 VVG unberührt.

3 Regelungen der Pflichtversicherung

Die gesetzlichen Vorschriften über die Pflichtversicherung
(§ 158 b - § 158 k VVG) finden auf versicherte Haftpflicht-
ansprüche Dritter gegen den Versicherungsnehmer direkte
Anwendung, soweit eine gesetzliche Versicherungspflicht
(z.B. § 7 a GüKG) besteht.

4 Rückgriffsrecht des Versicherers

4.1 Der Versicherer ist berechtigt, gegen die versicherten
Personen Rückgriff zu nehmen, wenn diese den Schaden
vorsätzlich verursacht haben.

4.2 Wenn der Versicherer gegenüber dem Geschädigten
wegen Pflichtversicherungsregelungen zur Leistung ver-
pflichtet war, aber ein Versicherungsausschlussgrund ge-
geben war, Anmelde- oder Zahlungspflichten vorsätzlich
vom Versicherungsnehmer oder seinen leitenden Ange-
stellten verletzt wurden oder eine Obliegenheitsverletzung
zur Leistungsfreiheit geführt hätte, ist der Versicherer be-
rechtigt, gegen jeden Rückgriff zu nehmen, der für den
Schaden haftet.

4.3 Im Übrigen verzichtet der Versicherer auf den Rückgriff
gegen die versicherten Personen.
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C Verhaltensregeln und ihre Rechtsfolgen
1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Dem Versicherungsnehmer obliegt es,

- Mitarbeiter sorgfältig auszuwählen und zu überwachen;

- die Auswahl der Subunternehmer und Erfüllungsgehilfen
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu treffen,
insbesondere das Bestehen eines Versicherungsschutzes
zu überprüfen;

- nur einwandfreie und für den jeweiligen Auftrag geeignete
Fahrzeuge und Anhänger, Wechselbrücken/Container,
Kräne/Hubgeräte sowie sonstiges Equipement (ein-
schließlich Seile, Gurte) zu verwenden;

- bei Beförderungen von temperaturgeführten Gütern nur
Fahrzeuge und Anhänger mit ATP-Zertifikat und Kühl-
schreiber einzusetzen, die einzuhaltende Temperatur im
Beförderungspapier zu vermerken und das Fahrpersonal
anzuweisen, die Einhaltung der Temperatur während des
Transportes regelmäßig zu prüfen und zu dokumentieren;

- dafür zu sorgen, dass für die Auftragsdurchführung er-
forderliche Genehmigungen vorliegen und Gesetze, Ver-
ordnungen, behördliche Anordnungen oder Verfügungen,
berufsgenossenschaftliche Vorschriften oder sonstige Si-
cherheitsvorschriften eingehalten werden;

- dafür zu sorgen, dass die für die Auftragsabwicklung ein-
gesetzten elektrischen Geräte, insbesondere die Hard-
und Software zur Datenverarbeitung oder Steuerung von
Maschinen und Anlagen, in ihrer Funktionsfähigkeit nicht
gestört werden und eine den jeweiligen Erfordernissen
entsprechende Sicherung der Daten gewährleistet ist;

- für die Sicherung beladener Fahrzeuge, Anhänger, Auf-
lieger, Container, Wechselbrücken und sonstiger Behälter
gegen Diebstahl oder Raub zu sorgen, insbesondere beim
Abstellen zur Nachtzeit, an Wochenenden oder Feier-
tagen und während Ruhezeiten;

- Fahrzeuge des eigenen Betriebes bei Transporten mit
zwei voneinander unabhängig funktionierenden Dieb-
stahlssicherungen auszustatten. Türschlösser gelten
nicht als Diebstahlssicherungen. Dem Versicherungs-
nehmer obliegt es ferner, die Diebstahlssicherungen auch
bei kurzfristigem Verlassen des Kraftfahrzeugs in Betrieb
zu setzen, sowie beim Abstellen beladener Kraftfahr-
zeuge oder bei Ruhepausen für eine ordnungsgemäße
Bewachung, insbesondere durch Nutzung bewachter
Parkplätze zu sorgen.

- bei der Übergabe der Güter sowie bei Ablieferung am
Ende jeder Beförderungsstrecke die Packstücke auf Voll-
zähligkeit und Identität sowie äußerlich erkennbare
Schäden und Unversehrtheit von Plomben und Ver-
schlüssen zu überprüfen und Unregelmäßigkeiten zu do-
kumentieren (z.B. in den Begleitpapieren oder durch be-
sondere Benachrichtigung);

- auf Verlangen des Versicherers zusätzlich zu den auf-
tragsgemäß vorgesehenen Inventuren bzw. Inventurin-
tervallen weitere Inventuren auf Kosten des Versiche-
rungsnehmers durchzuführen;

- Schnittstellenkontrollen durchzuführen und zu dokumen-
tieren;

- Veränderungen der in den Versicherungsschutz einbezo-
genen Geschäftsbedingungen, Individualvereinbarungen,
Dokumente, Frachtpapiere oder sonstiger die Haftung des
Versicherungsnehmers betreffende Vereinbarungen dem
Versicherer unverzüglich mitzuteilen, damit der Versi-
cherer über die Versicherung der Haftungsänderungen
entscheiden kann;

- bei Beförderungen von Umzugsgut den Absender auf
seine Unterrichtungspflicht bei Gefahrgut sowie über Zoll-
und sonstige Verwaltungsvorschriften hinzuweisen;

- bei Beförderungen von Umzugsgut die in § 451 g HGB
vorgesehenen Hinweis- und Unterrichtungspflichten hin-
sichtlich der Haftungsbestimmungen, Haftungserhö-
hungs- und Versicherungsmöglichkeiten sowie gegenüber
dem Empfänger hinsichtlich der Form und Frist der Scha-
densanzeige samt den damit verbundenen Rechtsfolgen
schriftlich vorzunehmen und sich schriftlich bestätigen zu
lassen. Die Unterrichtung muss in drucktechnisch deut-
licher Gestaltung besonders hervorgehoben erfolgt sein.

2 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

- für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sor-
gen, dem Versicherer jede notwendige Auskunft zu geben
und etwaige Weisungen zu befolgen;

- ohne Einwilligung der Versicherer keinen Anspruch anzu-
erkennen oder zu befriedigen und keine Versicherungs-
oder Regressansprüche abzutreten;

- mögliche Regressansprüche gegen Dritte zu wahren und
die Reklamationsfristen zu beachten;

- jeden Diebstahl, Raub sowie Verkehrsunfall mit einem
Ladungsschaden einer Polizeidienststelle und dem Versi-
cherer unverzüglich anzuzeigen, sowie bei allen Unfällen,
Schäden über 3.000 EUR und solchen, deren Umfang oder
Höhe zweifelhaft sind, einen Havariekommissar zu be-
nachrichtigen und dessen Weisungen zu befolgen;

- jeden Schadenersatzanspruch dem Versicherer unver-
züglich, spätestens binnen eines Monats seit Geltendma-
chung zu melden und alle zur Beurteilung des Ersatzan-
spruchs notwendigen Unterlagen einzureichen, insbe-
sondere die vollständig ausgefüllte Schadenanzeige, Be-
förderungs- und Begleitpapiere, Ablieferungsbelege, Ko-
pie der Lieferrechnung oder sonstige Nachweise über den
Wert des Gutes, Original-Schadenrechnung des An-
spruchsberechtigten, Schadenprotokoll, gegebenenfalls
Sachverständigengutachten bzw. Aktenzeichen der Poli-
zei- oder Ordnungsbehörden;

- dem Versicherer jede notwendige Auskunft zu geben und
etwaige Weisungen zu befolgen;

- den Versicherer unverzüglich zu benachrichtigen, wenn
gerichtlich gegen den Versicherungsnehmer im Zusam-
menhang mit einer versicherten Tätigkeit vorgegangen
wird und die erforderlichen Rechtsmittel oder Rechtsbe-
helfe, insbesondere Widerspruch gegen Mahnbescheide,
einzulegen;

- sich auf Verlangen und Kosten der Versicherer auf einen
Prozess mit dem Anspruchsteller einzulassen und dem
Versicherer die Prozessführung zu überlassen.

3 Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzung

Wenn eine Obliegenheit verletzt wird, die nach den vor-
stehenden Ziffern 1 und 2 dem Versicherer gegenüber zu
erfüllen ist, dann ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei. Das gilt nur dann nicht, wenn die Verlet-
zung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit be-
ruht.
Bei grob fahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer in-
soweit zur Leistung verpflichtet, als die Verletzung keinen
Einfluss auf die Feststellung des Versicherungsfalles hat
oder ohne Einfluss auf die Feststellung bzw. den Umfang
der dem Versicherer obliegenden Leistung geblieben ist.
Werden Obliegenheiten verletzt, die der Abwendung oder
Minderung des Schadens dienen, dann bleibt der Versi-
cherer bei grob fahrlässiger Verletzung insoweit zur Leis-
tung verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei

H 5026 (0/06) 04.03, Seite 14



gehöriger Erfüllung der Obliegenheiten nicht geringer ge-
wesen wäre.
Wird eine vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllende
Obliegenheit verletzt, so tritt die Leistungsfreiheit auch
ohne Kündigung des Versicherungsvertrages ein.

D Weitere Bestimmungen
1 Rechte an verlorenen oder beschädigten Gütern

Die Rechte an den verlorenen oder beschädigten Gütern
sowie die Rechte auf diese Güter gehen nicht mit der Er-
satzleistung auf den Versicherer über. Der Versicherer
übernimmt insbesondere keine Rechte oder Pflichten ge-
genüber dem Versicherungsnehmer oder Dritten aus dem
Vorhandensein oder dem Zustand der verlorenen oder be-
schädigten Güter.

2 Versicherung für fremde Rechnung. Abtretung des Ver-
sicherungsanspruches

2.1 Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer
selbst erstreckt, finden alle in dem Versicherungsvertrag
bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen Bestim-
mungen auch auf diese Personen sinngemäße Anwendung.
Die Ausübung dieser Rechte aus dem Versicherungsver-
trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu.
Dieser bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der
Obliegenheiten verantwortlich.

2.2 Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgül-
tigen Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des
Versicherers nicht übertragen werden.

3 Nachhaftung

Endet dieser Versicherungsvertrag, so besteht Versiche-
rungsschutz für Schadenereignisse aus solchen Verkehrs-
verträgen fort, die vor dem Zeitpunkt der Beendigung des
Versicherungsvertrages geschlossen wurden. Dies gilt bei
verfügter Lagerung jedoch maximal für einen Zeitraum von
drei Monaten nach Ende des Versicherungsvertrages.
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